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Internationales Steuerrecht

EU Kommission: Richtlinien-Vorschlag zu DEBRA („debt-equity
bias reduction allowance“)

Am 11.05.2022 hat die EU-Kommission einen Richtlinien-Vorschlag veröffentlicht, der für
Steuerpflichtige, die in einem EU-Mitgliedstaat der Körperschaftsteuer unterliegen,
einerseits einen sog. Freibetrag für Eigenkapital und andererseits eine Abzugsbeschränkung
für Fremdkapital vorsieht. Ab 2024 könnten die Regelungen zur Anwendung kommen.

Hintergrund
Bereits in der „Mitteilung zur Unternehmensbesteuerung für das 21. Jahrhundert“ vom
18.05.2021 hatte die EU-Kommission einen Richtlinienvorschlag zu DEBRA („debt-equity bias
reduction allowance“) mit dem Ziel angekündigt, die steuerliche Ungleichbehandlung von
Eigenkapital- und Fremdkapitalfinanzierungen zu reduzieren und Unternehmen zu
ermutigen eine Eigenkapitalfinanzierung zu wählen (siehe Deloitte Tax News). Laut
Management Plan der EU Kommission für 2022 vom 07.03.2022 war dieser
Richtlinienvorschlag für das erste Quartal 2022 geplant (siehe Deloitte Tax News).

Am 11.05.2022 wurde nun der Richtlinien-Vorschlag zu DEBRA veröffentlicht. Der Vorschlag
sieht einerseits einen steuerlich abzugsfähigen, fiktiven Zins auf Eigenkapitalzuführungen
(sog. Freibetrag für Eigenkapital) und andererseits eine begrenzte steuerliche
Abzugsfähigkeit von (Fremdkapital-)Zinsen vor.

Begründet wird der Richtlinien-Vorschlag damit, dass die derzeitigen steuerrechtlichen
Anreize für die Fremdkapitalfinanzierung, die es den Unternehmen ermöglichen, Zinsen für
eine Fremdkapitalfinanzierung abzusetzen, nicht jedoch die mit der
Eigenkapitalfinanzierung verbundenen Kosten, für den hohen Verschuldungsgrad der
Unternehmen mitverantwortlich sind. Eine übermäßige Verschuldung macht Unternehmen
allerdings anfällig für unvorhergesehene Veränderungen im Unternehmensumfeld. Die
Verringerung der übermäßigen Fremdfinanzierung und die Unterstützung für die
Neuausrichtung der Kapitalstruktur der Unternehmen soll positive Auswirkungen auf
Wettbewerbsfähigkeit und Wachstum haben.

Richtlinien-Vorschlag vom 11.05.2022
Im Folgenden haben wir einen Überblick über die Regelungen des Richtlinien-Vorschlags
vom 11.05.2022 erstellt:

Persönlicher Anwendungsbereich

Die Regelungen sollen für alle Steuerpflichtige, die in einem oder mehreren Mitgliedstaaten,
der Körperschaftsteuer  unterliegen, zur Anwendung kommen. Eine Ausnahme hiervon soll
für bestimmte Finanzunternehmen gelten.

Kernelemente: Freibetrag für Eigenkapital („Allowance on equity“) und Abzugsbeschränkung
für Fremdkapitalzinsen

Der Richtlinien-Vorschlag sieht zwei getrennte, voneinander unabhängige Maßnahmen
vor: den sog. Freibetrag für Eigenkapital („Allowance on equity“) und die
Abzugsbeschränkung für Fremdkapitalzinsen.

sog. Freibetrag für Eigenkapital:

Der Freibetrag für Eigenkapital errechnet sich aus der Eigenkapitalzufuhr (Differenz des
Netto-Eigenkapitals am Jahresende und des Netto-Eigenkapitals am Ende des Vorjahres)
eines Jahres multipliziert mit dem fiktiven Zinssatz. Der fiktive Zinssatz berechnet sich
wiederum aus dem 10-jährigen risikolosen Zinssatz für die jeweilige Währung des
Steuerpflichtigen zuzüglich eines Risikoaufschlags von 1% bzw. 1,5% (bei kleinen und
mittelgroßen Unternehmen). 
Der Freibetrag ist jährlich jeweils neu zu ermitteln und wird dann grundsätzlich für die
nächsten 10 Jahre gewährt. Im nächsten Jahr erfolgt eine erneute Ermittlung für die dann
folgenden 10 Jahre. Eigenkapitalreduzierungen in einem Jahr können dazu führen, dass
entsprechende Beträge für die nächsten 10 Jahre steuerpflichtig werden.
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Die Abzugsfähigkeit des Freibetrags für Eigenkapital ist auf 30% des EBITDA („earnings
before interest, tax, depreciation and amortization“; also einem um Zinsen, Steuern und
Abschreibungen bereinigten zu versteuerndes Einkommen) des Steuerpflichtigen
beschränkt. Der Teilbetrag des Freibetrags, der mangels zu versteuernden Einkommens
nicht abzugsfähig war, kann (unbegrenzt) vorgetragen werden. Weiter kann nicht genutzte
Freibetragskapazität, wenn also die o.g. 30%-EBITDA-Grenze nicht ausgeschöpft wurde,
maximal 5 Jahre vorgetragen werden. Der Richtlinien-Vorschlag enthält auch
Missbrauchsvermeidungsvorschriften (u.a. zu konzerninternen Darlehen und bestimmten
Bar- und Sacheinlagen).

Abzugsbeschränkung für Fremdkapitalzinsen:

Fremdkapitalzinsen sollen grundsätzlich nur noch zu 85% abzugsfähig sein, soweit sie die
Zinserträge übersteigen.

Sofern auch die Zinsabzugsbeschränkungen nach Art. 4 ATAD („Anti-Tax-Avoidance Directive
(ATAD)“, siehe auch Deloitte Tax News) zur Anwendung kommen, sollen sowohl die nach Art.
6 der DEBRA-Richtlinie und die nach Art. 4 ATAD abzugsfähigen Zinsen ermittelt werden.
Der niedrigere Betrag der beiden ermittelten Beträge soll zum Ansatz kommen. Die
Differenz zwischen den beiden Beträgen kann im Einklang mit Art. 4 ATAD vor- und/oder
zurückgetragen werden.

Zeitliche Anwendung

Die (vorgeschlagenen) Regelungen sollen bis zum 31.12.2023 in nationales Recht der
Mitgliedstaaten bis zum 31.12.2023 umgesetzt und ab 01.01.2024 anwendbar sein.

Ausblick

Die Annahme des Richtlinien-Vorschlags setzt Einstimmigkeit der Mitgliedstaaten im Rat der
EU voraus. Derzeit ist noch nicht absehbar, ob und wann der Richtlinien-Vorschlag
angenommen wird.

Anmerkung
Zum o.g. Richtlinien-Vorschlag gibt es auch einen englischsprachigen Beitrag von Deloitte
Niederlande.

Fundstellen
EU Kommission, Richtlinien-Vorschlag zu DEBRA vom 11.05.2022

EU Kommission, Pressemitteilung vom 11.05.2022 

EU Kommission, Bemerkungen von Gentiloni vom 11.05.2022

https://www.deloitte-tax-news.de/steuern/internationales-steuerrecht/ecofin-einigung-auf-beps-richtlinie.html
https://www.taxathand.com/article/23253/European-Union/2022/European-Commission-proposes-directive-to-address-tax-induced-debt-equity-bias
https://ec.europa.eu/taxation_customs/system/files/2022-05/COM_2022_216_1_EN_ACT_part1_v6.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_22_2884
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/speech_22_3009


www.deloitte-tax-news.de Diese Mandanteninformation enthält ausschließlich
allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind,
den besonderen Umständen eines Einzelfalles
gerecht zu werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage
für wirtschaftliche oder sonstige Entscheidungen
jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung,
Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot dar
und ist auch nicht geeignet, eine persönliche
Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen
jedweder Art auf Inhalte dieser
Mandanteninformation oder Teile davon stützen,
handelt dieser ausschließlich auf eigenes Risiko.
Deloitte GmbH übernimmt keinerlei Garantie oder
Gewährleistung noch haftet sie in irgendeiner
anderen Weise für den Inhalt dieser
Mandanteninformation. Aus diesem Grunde
empfehlen wir stets, eine persönliche Beratung
einzuholen. 

This client information exclusively contains general
information not suitable for addressing the particular
circumstances of any individual case. Its purpose is
not to be used as a basis for commercial decisions or
decisions of any other kind. This client information
does neither constitute any advice nor any legally
binding information or offer and shall not be
deemed suitable for substituting personal advice
under any circumstances. Should you base decisions
of any kind on the contents of this client information
or extracts therefrom, you act solely at your own risk.
Deloitte GmbH will not assume any guarantee nor
warranty and will not be liable in any other form for
the content of this client information. Therefore, we
always recommend to obtain personal advice.


	EU Kommission: Richtlinien-Vorschlag zu DEBRA („debt-equity bias reduction allowance“)
	Hintergrund
	Richtlinien-Vorschlag vom 11.05.2022
	Anmerkung
	Fundstellen


